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Bis in die 1990er Jahre befand sich die EG-Sozialpolitik infolge weitestgehender Einstimmig-
keitserfordernisse in einer ,Politikverflechtungsfalle’ (Fritz W. Scharpf), die noch durch eine ,kor-
poratistische Entscheidungslücke’ (Wolfgang Streeck) ergänzt wurde. Der Maastrichter Vertrag
brachte allerdings signifikante Neuerungen in Hinblick auf Handlungskompetenzen, Mehr-
heitsvoten und die korporatistische Einbeziehung der Sozialpartnerverbände. Dass diese Poten-
ziale entgegen vielfachen Erwartungen auch praktisch zur Anwendung kamen, heißt allerdings
noch nicht, dass die Problemlösungskapazität der EG-Sozialpolitik schon zufrieden stellend
wäre. Dieser Beitrag analysiert unterschiedliche Beurteilungsmaßstäbe dafür und zeigt auf, dass
die ,soziale Dimension’ bei Anwendung von inhaltlich vergleichsweise eng definierten Ansprü-
chen mittlerweile besser abschneidet, als oft erwartet wurde (Schließung akuter arbeitsrechtlicher
Lücken; Kommissionsvorschläge im Vergleich zu Ratsbeschlüssen). Noch tut die Union allerdings
wenig, um marktinduziertem Druck auf soziale Standards in den Mitgliedstaaten entgegenzu-
wirken. Bislang kaum ernsthaft diskutiert wurde auch die Nützung jener Potenziale für sozialge-
staltende Politik auf supranationaler Ebene, die heute angesichts offener Märkte in den Mitglied-
staaten immer weniger bestehen. Als Entwicklungstrend zeichnet sich in allerjüngster Zeit eine
völlig neue Rolle für die EG-Sozialpolitik im 21. Jahrhundert ab: als Motor und zugleich Korsett
für auf nationaler Ebene entschiedene Reformen.

1. Einleitung*

Die Beurteilung der ,sozialen Dimension’ der europäischen Integration wurde berechtigter-
maßen mit der Einschätzung von zum Teil gefüllten Gläsern als halb voll bzw. halb leer ver-
glichen (vgl. Ross 1994; Streeck 1994; Goetschy 1994). Neben der Koexistenz von eher op-
timistischen mit pessimistischen Gesamtkonklusionen sticht jedoch bei genauerer Betrach-
tung der Fülle an einschlägiger Literatur auch ins Auge, dass die Bewertungsmaßstäbe oft
eher implizite sind denn detailliert ausgeführte und systematisch begründete. Der vorliegen-
de Beitrag stellt demgegenüber gerade die Diskussion unterschiedlicher Indikatoren für die
Problemlösungsfähigkeit der EG im Sozialbereich ins Zentrum und versucht eine Einschät-
zung vor jedem dieser Maßstäbe.

Politische Vierteljahresschrift, 41. Jg. (2000), Heft 2, S. 279–301 © Westdeutscher Verlag

* Für Anregungen danke ich den beiden anonoymen Gutachtern der PVS, dem Graduiertenkolleg „Die
Zukunft des europäischen Sozialstaats“ an der Universität Göttingen, und den Teilnehmern der Konfe-
renz „Wie problemlösungsfähig ist die EU?“ der DGPW am 29. – 31. Oktober 1998, wo Teile dieses
Beitrags in einer Frühfassung diskutiert wurden.



Dabei soll in einem ersten Schritt die Entscheidungsfähigkeit der EG als eine grundlegende
Komponente der Problemlösungsfähigkeit diskutiert werden. Einen wichtigen Stellenwert
nehmen dabei die Maßstäbe der „Politikverflechtungsfalle“ und der „Entscheidungslücke“
ein, an denen die EG-Sozialpolitik in der Vergangenheit gemessen und mit guten Gründen
als mangelhaft bezeichnet wurde. Die in den 1990er Jahren vollzogene Reform der sozialen
Dimension hat jedoch die rechtliche wie auch die praktisch-politische Kapazität der EG zur
Verabschiedung sozialrechtlicher Akte, auch auf Grundlage korporatistischer Verfahren,
maßgeblich vergrößert. Dies stellt die Sozialwissenschaften vor die Herausforderung, noch
spezifischere Beurteilungskriterien für die Problemlösungsfähigkeit der EG zu entwickeln,
um den erreichten Fortschritten einerseits Rechnung zu tragen, sie aber andererseits nicht
voreilig überzubewerten.

Dieser Beitrag umreißt in einem ersten Schritt Grundzüge und Entwicklung der
EG-Sozialpolitik bis Anfang der 1990er Jahre (2). Sie wurde treffend durch die politikwis-
senschaftlichen Ansätze der Politikverflechtungsfalle und der Entscheidungslücke charakte-
risiert, die verschiedene Facetten der Entscheidungs(un)fähigkeit in den Mittelpunkt stellen
(3). Erst der Maastrichter Vertrag brachte signifikante Neuerungen auf dieser Ebene (4). In
der Folge werden vier verschiedene Kriterien zur Bewertung der aktuellen sozialpolitischen
Problemlösungskapazität der EU diskutiert, die zu jeweils unterschiedlichen Ergebnissen
führen (5). Abschließend wird der jüngste Trend im Rahmen der sozialen Dimension der
europäischen Integration analysiert: Seit den späten 1990er Jahren wird der EU in zuneh-
mendem Maße eine neue Rolle als Motor und Korsett für nationale Reformen zugewiesen
(6).

2. EG-Sozialpolitik vor Maastricht

Die Urfassung des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft1 aus
1957 enthielt zwar einen Titel III „Die Sozialpolitik“. Neben Bestimmungen zum Europäi-
schen Sozialfonds2 enthielt er jedoch trotz der Überschrift „Sozialvorschriften“ eher feierli-
che Erklärungen als konkrete Handlungsaufträge. Jahrzehntelang besaß die EG3 also kaum
explizite Handlungsermächtigungen im sozialpolitischen Bereich.

Die letztlich unverbindlichen Kompromissformulierungen resultierten aus einem
grundlegenden Richtungsstreit, der in den Verhandlungen über die Römischen Verträge
zwischen neo-liberaler und sozial-interventionistischer Schule ausgetragen worden war.
Letztere hatte (zumindest kurzfristig erfolglos) argumentiert, dass zur Herstellung gerechter
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1 Der Maastrichter Vertrag 1992 benannte diese in „Europäische Gemeinschaft“ um, der entsprechende
Vertrag ist daher nunmehr der „EG-Vertrag“ oder EGV.

2 Dieser stellt entgegen seinem weiter gefassten Namen ein rein arbeitsmarktpolitisches Instrument zur
Kofinanzierung von Umsiedelungen und Umschulungen von Arbeitskräften dar.

3 Auch die Verträge zur Errichtung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (1951) und der
Europäischen Atomgemeinschaft (1957) enthielten einige wenige Bestimmungen mit unmittelbar so-
zialpolitischer Bedeutung (z.B. Freizügigkeit für Arbeitskräfte im Montanbereich und spezielle Hilfen
etwa im Falle von Umsiedelung oder Umschulung; Schutz der Arbeitskräfte in Atomkraftwerken). Sie
sind jedoch wegen des engen sektorspezifischen Anwendungsbereichs im Unterschied zum E(W)G-
Vertrag, der ja eine sektorübergreifende ökonomische Integration vorsieht, für die allgemeine Frage-
stellung dieses Beitrags weniger relevant.



Wettbewerbsbedingungen für die Unternehmen aller EWG-Länder auch ein gewisser Grad
an sozialpolitischer Harmonisierung notwendig sei. Die Gegenseite betrachtete demgegen-
über Sozialkosten als nur eine unter vielen Wettbewerbsbedingungen und nicht als „künstli-
che Kosten“. Mit dem Argument, das unbehinderte Spiel der Marktkräfte bringe jedenfalls
die effizienteste Allokation des Kapitals und im Endergebnis einen Wohlstandsgewinn für
alle Beteiligten, wandte sich so v.a. die deutsche Delegation gegen sozialpolitische Eingriffe
in den freien Wettbewerb auf EG-Ebene (vgl. z.B. Beutler et al. 1987: 437; Gerbet 1983:
221).

Letztendlich setzte sich 1957 ein Kompromiss mit Übergewicht zu Gunsten der soge-
nannten „Nicht-Kosten-Doktrin“ (Walter Hallstein zitiert in Nelhans 1975: 138), also der
Argumentationslinie der Neoliberalen, durch. Es wurde kein eigenes Verfahren zur sozial-
politischen Rechtsetzung der Gemeinschaft eingerichtet, sondern weitgehend auf einen Au-
tomatismus der „Angleichung auf dem Wege des Fortschritts“ gesetzt. Die so genannten So-
zialvorschriften im EWGV enthielten daher keine konkreten Handlungsermächtigungen
und auch nur punktuelle Regelungen mit materiellem sozialpolitischen Gehalt (vgl. Pip-
korn 1986, IA 56: 6), etwa über die Gleichbehandlung der Geschlechter durch die Mitglied-
staaten. Im Unterschied zum Agrar-, Wettbewerbs- oder Verkehrssektor verfügte der
EWGV damit im Sozialbereich über keinen allgemeinen Auftrag zu regulativer Intervention,
etwa zur Angleichung des Arbeitsrechts oder zur Vereinheitlichung der Systeme der sozialen
Sicherheit (z.B. Däubler 1989c: 82).4 Sozialpolitik sollte vielmehr nach dem Wortlaut des
Vertrages nur in wenigen Teilaspekten Gegenstand von EG-Aktivitäten sein. Verordnun-
gen oder Richtlinien mit direkt sozialpolitischem Bezug wurden 1957 neben dem Tätig-
keitsbereich des Sozialfonds explizit nur zur sozialen Absicherung der Freizügigkeit von Ar-
beitskräften vorgesehen (Artikel 51 EWGV, jetzt Artikel 42 EGV).5 Lediglich auf dem Um-
weg über die so genannten subsidiären Kompetenznormen des EWGV konnten darüber
hinaus Beschlüsse zur Angleichung sozialrechtlicher Regelungen in den Mitgliedstaaten ge-
fasst werden.6 Diese „Hintertür“ für sozialpolitische EG-Intervention verlangt allerdings
Einstimmigkeit unter den Ratsmitgliedern. Ihre Nutzung blieb aus diesem Grunde auch auf
Einzelfälle beschränkt.
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4 Dementsprechend wurden der EG-Kommission im sozialen Bereich nur sehr eingeschränkte Befugnis-
se übertragen: Gemäß Artikel 118 EWGV (jetzt Artikel 137 EGV) soll sie durch Untersuchungen, Stel-
lungnahmen und die Vorbereitung von Beratungen – also jedenfalls für die Mitgliedstaaten nicht ver-
bindlich – tätig werden. Eine Vorlage von Vorschlägen zum Erlass verbindlicher Rechtsakte wie auf vie-
len anderen Gebieten war hier nicht vorgesehen. Damit wurde die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
(und nicht der Gemeinschaft) auf sozialpolitischem Gebiet bestätigt.

5 Die Herstellung der Freizügigkeit für ArbeitnehmerInnen sollte auch von einem System zur Sicherstel-
lung erworbener sozialversicherungsrechtlicher Ansprüche begleitet werden. Diese EG-Kompetenz
fügte sich nahtlos in den ökonomischen Rahmen der Errichtung des Gemeinsamen Marktes ein, da die-
ser ja auch die freie Bewegung des Produktionsfaktors Arbeit umfassen sollte. Zugleich wurde bei
EWG-Vertragsabschluss darin aber auch eine beschäftigungspolitische Maßnahme gesehen, da davon
ausgegangen wurde, dass Arbeitskräfte von Krisengebieten in solche mit Vollbeschäftigung auswandern
würden (Däubler 1989c: 81 m.w.N.).

6 Artikel 235 EWGV (jetzt Artikel 308 EGV) erlaubt ein Tätigwerden der Gemeinschaft zur Verwirkli-
chung eines (sei es auch allgemeinen) „Vertragsziels“ in jene Fällen, wo entsprechende Befugnisse nicht
ausdrücklich vorgesehen sind. Artikel 100 (jetzt Artikel 94 EGV) erlaubt die Angleichung von Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, die sich unmittelbar auf den Gemeinsamen Markt auswirken.



Nachdem sich die EWG-Integration anfangs auf die Einführung der EG-weiten Freizü-
gigkeit für Arbeitskräfte und die Tätigkeit des Sozialfonds beschränkt hatte,7 begann 1972
eine Phase aktiverer Sozialpolitik. Auf ihrer Pariser Gipfelkonferenz hielten die Staats- und
Regierungsoberhäupter der Mitgliedstaaten fest, dass wirtschaftliche Expansion kein Selbst-
zweck sein solle, sondern dazu dienen müsse, die Lebensqualität und den Lebensstandard
der Bevölkerung zu heben. Sie gaben die Ausarbeitung eines sozialpolitischen Aktionspro-
gramms in Auftrag. In diesem Akt (ABl. 74/C 13/1) anerkannte der Rat 1974 explizit, dass
für die Verwirklichung der darin angeführten drei Hauptziele (Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit, Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie weiter gehende Beteili-
gung der Sozialpartner) Aktivitäten der EG erforderlich wären und dass zu ihrer Verwirkli-
chung auch Artikel 235 EWGV (jetzt Artikel 308 EGV) als Rechtsgrundlage herangezogen
werden könne. In der folgenden Phase bis etwa 1980 wurden mehrere relevante Richtlinien
erlassen und auf die Artikel 100 und/oder 235 EWGV gestützt (jetzt Artikel 94 und 308
EGV). Sie enthielten arbeitsrechtliche Regelungen (Wahrung von bestimmten Arbeitneh-
merrechten in Fällen von Betriebsübergang, Massenentlassung oder Insolvenz des Arbeitge-
bers) und schrieben teils die Gleichbehandlung der Geschlechter im Arbeitsleben vor (z.B.
in den Bereichen soziale Sicherheit, selbstständige Erwerbstätigkeit, Arbeitsbedingungen).

Schon bald nach Verabschiedung des Aktionsprogramms folgten jedoch ein Einbruch in
der internationalen Wirtschaftsentwicklung sowie eine Änderung der nationalen Wirt-
schafts- und Sozialpolitiken vieler EG-Länder hin zum Neoliberalismus. Viele Vorschläge
des Aktionsprogramms aus 1974 wurden blockiert. Institutionelle Rahmenbedingung da-
für war die Vetomöglichkeit der Ratsdelegationen. Das in der zweiten Hälfte der 80er Jahre die
EG-Politik prägende Binnenmarktprogramm hatte aus diesem Grund auch vorerst keine
„soziale Dimension“.8 Ohne diesen politischen Preis wäre die erforderliche Einstimmigkeit
im Ministerrat nicht zu Stande gekommen: „Hätten wir die sozialen Fragen mit den wirt-
schaftspolitischen Regelungen verknüpft, käme keines der beiden Vorhaben von der Stelle“
(Kommissar Cockfield, zitiert bei Fels 1989: Fn. 1). Als die Kommission zumindest ein Ak-
tionsprogramm zur teilweisen Umsetzung der Sozialcharta aus 1989 ausarbeitete, wurden
die vorgeschlagenen 48 Gemeinschaftsmaßnahmen9 im Rat nur so schleppend bearbeitet,
dass die „soziale Dimension der EG“ Ende der 1980er und Anfang der 90er Jahre völlig blo-
ckiert schien (z.B. Pochet 1991: 4f.; Vogel-Polsky 1989 und 1990).10
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7 Dieser teilfinanzierte schon bis 1970 die Umsiedlung oder Umschulung von ca. 800.000 Arbeitslosen
(vgl. Beretta-Bericht 1987: 25).

8 Trotz vehementer Proteste des EP, mancher Mitgliedstaaten und der Arbeitnehmervertretung auf
EG-Ebene (vgl. etwa Knigge 1989: 18; Entschließung des EP zur Verzögerung bei der Beschlussfassung
zur Stärkung des Wirtschaftlichen und Sozialen Zusammenhalts in der Gemeinschaft und zum Ver-
hältnis dieser Option und der Verwirklichung des Binnenmarktes, ABl. 88/C 49/118).

9 Davon waren 20 legislativen Charakters und wiederum zehn davon im technischen Arbeitsschutz.
10 Im Oktober 1991 drückte sogar der Präsident des Europäischen Parlaments, Enrique Baron, öffentlich

seine Bedenken über die paralysierende Blockadesituation im Sozialbereich aus (Agence Europe 14 Ok-
tober 1991: 9). Vielfach wurde verlangt, die in Hinblick auf die Errichtung einer Wirtschafts- und
Währungsunion ins Auge gefasste Novellierung des EG-Vertragsgebäudes solle nicht zuletzt auch neue
Kompetenzgrundlagen und Entscheidungsmuster für die Sozialpolitik bringen (vgl. z.B. Schulz 1991;
Schulte 1991).



3. Politikverflechtungsfalle und Entscheidungslücke

Die EG-Sozialpolitik unterlag damit den von Scharpf (1985) analysierten Bedingungen der
„Politikverflechtungsfalle“.11 Jene Strukturmerkmale der EG, die für die „scheinbar paradoxe
Koexistenz von Frustration und Stabilität und von quantitativer Erweiterung und qualitati-
ver Stagnation“ europäischer Politik verantwortlich waren, glichen in ihren wesentlichen
Eigenschaften den Funktionsbedingungen des deutschen Föderalismus, die unter dem Be-
griff der „Politikverflechtung“ beschrieben worden waren (Scharpf 1985: 324). Dies sind er-
stens die Abhängigkeit der Entscheidungen auf höherer Ebene von der Zustimmung von
Regierungen der unteren Entscheidungsebene (deren institutionelles Eigeninteresse nicht
durch ein Repräsentationsprinzip gefiltert wird), und zweitens die Tatsache, dass diese Zu-
stimmung einstimmig erteilt werden muss (Scharpf 1985: 334).12 Scharpf ging dabei von der
Arbeitshypothese aus, dass „die institutionellen Strukturen der EG suboptimale Politik-
ergebnisse systematisch begünstigen“ (Scharpf 1985: 324), vor allem weil ein problemlö-
sungsorientiertes Verhandeln gegenüber dem in der Politikverflechtung typischen bargai-
ning sehr schlechte Bedingungen vorfinde.

Wie oben erläutert waren in der EG-Sozialpolitik vor Maastricht die typischen Bedin-
gungen einer Politikverflechtungsfalle gegeben: die ihre nationalen Regierungen vertreten-
den Minister im Rat mussten EG-Sozialrecht fast ohne Ausnahme einstimmig entscheiden.
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11 Mit der einzigen Ausnahme von Artikel 118a EWGV (jetzt Art. 138 EGV), der ab 1987 die Verabschie-
dung von Mindeststandards im Bereich von Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz mit
qualifizierter Mehrheit im Rat erlaubte (vgl. dazu unten).

12 Im Original spricht Scharpf davon, dass die Zustimmung „einstimmig oder fast einstimmig“ (Scharpf
1985: 334) sein muss. Dementsprechend stellt sich in Hinblick auf die EG die Frage, ob qualifizierte
Mehrheitsvoten im Ministerrat noch immer in die Kategorie „fast einstimmig“ fallen könnten. Gegen
eine solche Einordnung sprechen im Text Scharpfs z.B. die explizit große Bedeutung des „nationalstaat-
lichen Veto gegen alle Entscheidungen, durch die eigene Interessen verletzt werden könnten“ (326)
und die häufige Verwendung von „Einstimmigkeit“ ohne Ergänzung. Eine Passage am Ende von
Scharpfs Text grenzt die E(W)G-vertraglich verankerte Möglichkeit zu Mehrheitsvoten von der Poli-
tikverflechtungsfallen-Situation relativ klar ab: „Der prekäre Charakter des Problemlösungs-Modus
und die allgegenwärtige Gefahr eines Rückfalls in den Bargaining-Modus, der für die Politikverflech-
tung charakteristisch ist, kann sich also wohl doch nur in Entscheidungs-Situationen zeigen, in denen
die De-facto-Einstimmigkeit nicht abgesichert ist durch formelle Möglichkeiten der oktroyierten (hier-
archischen oder Mehrheits-)Entscheidung oder durch die faktische Übermacht eines hegemonialen
Partners“ (Scharpf 1985: 351). Im EG-Fall der qualifizierten Mehrheit ist eine formelle Möglichkeit
zur Mehrheitsentscheidung gegeben.
Gegen eine gleiche Behandlung von Einstimmigkeit und qualifizierter Mehrheit im Falle der EG wür-
den außerdem mehrere Argumente sprechen. Erstens wären dann so gut wie alle relevanten EG-Politi-
ken unterschiedslos Opfer der Politikverflechtungsfalle (einfache Mehrheit kommt im Vertrag auf der
policy-making-Ebene fast nicht vor, daher werden praktisch alle Entscheidungen mit qualifizierter
Mehrheit oder Einstimmigkeit getroffen). Zweitens würden bei der Messung an einem so wenig diffe-
renzierten Maßstab signifikante Veränderungen im Zeitverlauf übersehen. Die Einführung des Koope-
rations- und später des Kodezisionsverfahrens, die beide auf qualifizierter Mehrheit im Rat aufbauen,
wäre bedeutungslos. Drittens belegen die empirischen Erfahrungen der EG-Sozialpolitik eindeutig,
dass der Wechsel zu qualifizierter Mehrheit einen signifikanten Unterschied in der Entscheidungsdyna-
mik ausmachte. In den 1990er Jahren wurde die überwiegende Mehrheit der sozialpolitischen Ent-
scheidungen übrigens nicht in Anwendung von Entscheidungsverfahren mit Einstimmigkeitsregel ge-
troffen (zum allgemeinen Trend in Richtung Mehrheitsvoten vgl. etwa H. Wallace 1996: 153). Aus all
diesen Gründen setze ich in diesem Text den Übergang zu qualifizierten Mehrheitsabstimmungen im
Rat mit dem Ende einer Politikverflechtungsfallensituation gleich.



Entsprechend Scharpfs Erwartungen führten die Einstimmigkeitserfordernisse zu zahlrei-
chen Blockaden (vgl. schon oben), und der Output an sozialpolitischen EG-Rechtsakten
wurde über viele Jahre hinweg von politischen wie auch von akademischen BeobachterIn-
nen fast durchwegs als nicht zufrieden stellend beurteilt. Dies gilt primär für die Zahl der
Verabschiedungen, aber auch für die konkret vereinbarten Standards.13 Angesichts der so-
zialpolitischen Untätigkeit der EG in zahlreichen Bereichen, wo der Binnenmarkt minde-
stens indirekte Effekte auf die Sozialsysteme haben würde, bestanden vielfach Bedenken,
dass Betriebe mancher Staaten fragwürdige „Wettbewerbsvorteile“ nützen könnten bzw.
dass die Standards in den fortschrittlicher Ländern über „Sozialdumping“14 gefährdet seien.
„The ongoing integration process necessarily affects national social policies. As integration
deepens, these effects become pervasive“ (Leibfried 1992: 97; in diese Richtung z.B. auch
Lange 1993; Falkner 1992; Schulte 1991; Leibfried 1990).

Die Koexistenz von Frustration und Stabilität in einer Scharpfschen Politikverflech-
tungsfalle wurde also im Fall der EG-Sozialpolitik vor dem Maastrichter Vertrag kaum be-
stritten. Eine befriedigende Erklärung dieses Zustandes ist jedoch laut Wolfgang Streeck
nur bei expliziter Berücksichtigung auch der politischen Ökonomie der transnationalen Po-
litikverflechtung möglich, also deren Wechselverhältnisses mit dem System wirtschaftlicher
Interessen und der dortigen Machtverteilung (Streeck 1995b: 106). In der korporatistischen
transnationalen Politik konstatierte Streeck eine „Politik des leeren Stuhles“ und daraus re-
sultierend eine Entscheidungslücke, weil die Arbeitgeberseite sich über Jahrzehnte hinweg
nicht als organisierter Verhandlungs- und Vertragspartner zur Verfügung stellte (Streeck
1995b: 116f.). Die Arbeitgeber hatten „keinerlei kollektive Interessen, die als Anknüpfungs-
punkt für ein gegenseitiges Geben und Nehmen mit der Arbeitnehmerseite dienen könn-
ten“ (Streeck 1995b: 117). Und weil in der Politikverflechtungsfalle der EG-Sozialpolitik
schon eine Gegenstimme im Ministerrat genügte, um ein sozialpolitisches Projekt zu blo-
ckieren, musste sich die Arbeitgeberseite auch kaum Sorgen vor Regulierung durch den Mi-
nisterrat machen: ihre präferierte Option der Nichtintervention war ohnehin die De-
fault-Lösung (siehe auch Streeck 1995a: 37, Streeck/Schmitter 1994: 207).15

Damit war die jahrzehntelang (und zwar gemessen an den verschiedensten Indikatoren,
siehe unten) so geringe Problemlösungskapazität der EG-Sozialpolitik politikwissenschaft-
lich treffend analysiert. Tatsächlich ist festzustellen, dass trotz vielfältiger Bemühungen der
EG-Kommission (vor allem ab dem Amtsantritt von Jacques Delors 1985) die regelmäßig
unter dem Titel „sozialer Dialog“ abgehaltenen Treffen der zentralen drei Dachverbände
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13 Für kritische Beiträge siehe etwa Adamy (1989 und 1990), Arbeitskreis Außenpolitik (1988), Aubry
(1989), Beckmann/John/Wathling (1991), Betten/Harris/Jaspers (1989), Birk (1990), Steinkühler
(1989), Böhme/Peressin (1990), Böttcher (1990), Breit (1988), Brok (1988), Deubner (1990), May-
dell (1990), Bukold/Musiolik (1990), Chassard (1990), Däubler (1989a), Deutscher Gewerkschafts-
bund (1987), Europäischer Gewerkschaftsbund (1988 und 1989), Europäisches Gewerkschaftsinstitut
(1988), Franzmeyer (1988), Hoskyns (1986), Hörburger (1990), Jonckheer/Pochet (1990), Lodge
(1989), Marin (1988), Observatoire Social Européen (1989), Partikel (1990), Schulte (1985), Schulz
(1991), Vogel-Polsky (1989 und 1990).

14 Zu diesem Begriff vgl. Falkner (1993b).
15 Aufgrund der „institutionalisierte(n) Entscheidungslücke im System transnationaler Interessenpolitik“

(Streeck 1995a: 122) sei auch Scharpfs Vorschlag (1994: 237), soweit als möglich auf korporatistische
Prozesse zurückzugreifen um autonomieschonende aber gemeinschaftsverträgliche Regelungen zu er-
reichen, nicht realisierbar.



auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite (UNICE,16 CEEP17 und EGB18) zumindest mit-
telfristig zu keinen nennenswerten Ergebnissen führten. Bis in die 1990er Jahre waren die
Hoffnungen der Kommission, die „Sozialpartner“ auf europäischer Ebene könnten ihren
sozialpolitischen Vorschlägen vermehrte Legitimität gegenüber dem fast regelmäßig blo-
ckierten Ministerrat verleihen, daher vergeblich. Aber dann kam der Maastrichter Vertrag.

4. Die Maastrichter Reform der EG-Sozialpolitik

Obwohl die Ausgangsbedingungen dafür denkbar schlecht waren (Scharpf 1985: 348), ge-
lang es der EG, im Sozialbereich der Politikverflechtungsfalle zu entkommen. In Maastricht
wurden maßgebliche institutionelle Reformen beschlossen, die zumindest für weite Berei-
che die inhärente Tendenz zur Selbstblockierung zu überwinden erlaubten.

Innerhalb der Verhandlungen zum Maastrichter „Vertrag über die Europäische Union“
(EUV) erreichte Soziales 1991/92 einen zuvor unerreichten Stellenwert auf EG-Ebene. An
der Weigerung Großbritanniens, die von den anderen elf Mitgliedstaaten gewünschte und
auch von anderen EG-Akteuren (v.a. EP, Kommission) erwartete Erweiterung der sozialpo-
litischen Kompetenzen mitzutragen, wäre beinahe die gesamte Vertragsreform gescheitert.
Erst um Mitternacht des letzten Verhandlungstages konnte eine Kompromisslösung gefun-
den werden (Schulz 1996: 90ff.; Ross 1995: 191), welche eine zweigleisige Lösung vorsah.19

Während die sozialpolitischen Bestimmungen des EWG-Vertrages unreformiert blieben,
sollte für die Mitgliedstaaten außer Großbritannien künftig eine eigene Rechtsgrundlage
gelten: Das Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der EG mit Ausnahme des Vereinig-
ten Königreichs und Nordirland über die Sozialpolitik stellte eine sozialpolitisch beträcht-
lich weiter gehende Gesetzgebungsbasis dar, was vertragliche Handlungsaufträge wie auch
politisch-institutionelle Handlungsmöglichkeiten betrifft.

Als sozialpolitische Ziele wurden „der Gemeinschaft und den genannten Mitgliedstaa-
ten“ in Artikel 1 des Abkommens (jetzt Artikel 136 EGV) zugeschrieben: Förderung der Be-
schäftigung, Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, angemessener sozialer
Schutz, sozialer Dialog, Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf ein dauer-
haft hohes Beschäftigungsniveau und Bekämpfung von Ausgrenzungen. Zu diesem Zweck
sollen „die Gemeinschaft und die genannten Mitgliedstaaten Maßnahmen durch(führen),
die der Vielfalt der einzelstaatlichen Gepflogenheiten, insbesondere in den vertraglichen Be-
ziehungen, sowie der Notwendigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft in der Ge-
meinschaft zu erhalten, Rechnung tragen“ (ebenda).

Die konkrete Verwirklichung dieser Ziele wurde dadurch maßgeblich erleichtert, dass
seit Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages im November 1993 qualifizierte Mehrheit aus-
reicht, um „schrittweise anzuwendende Mindestvorschriften“ (Artikel 137 Absatz 2) auf
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16 Europäische Vereinigung der Arbeitgeber- und Industrieverbände (Union des Confédérations de
l’Industrie et des Employeurs d’Europe).

17 Europäischer Zentralverband der öffentlichen Wirtschaft (Centre Européen des Enterprises à Partici-
paton Publique).

18 Europäischer Gewerkschaftsbund.
19 Juristisch blieben allerdings viele Details ungeklärt, und die mangelhafte Kohärenz zwischen dem Pro-

tokoll und dem Vertrag selbst wurde allgemein kritisiert (z.B. Watson 1993: 492ff.; Weiss 1992: 3;
Fitzpatrick 1992: 203; Vogel-Polsky 1994: 86; Assicredito 1995).



den folgenden zusätzlichen Gebieten zu beschließen: Arbeitsbedingungen, Unterrichtung
und Anhörung der Arbeitnehmer, Chancengleichheit von Männern und Frauen am Ar-
beitsmarkt und Gleichbehandlung am Arbeitsplatz sowie berufliche Eingliederung der aus
dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen. Besonders bemerkenswert ist dabei, dass die in
der Praxis der EG-Sozialpolitik zentrale Frage der Regulierung von Arbeitsbedingungen
mehrheitsfähig gestaltet wurde. Das für die Politikverflechtungsfalle entscheidende Erfor-
dernis der Einstimmigkeit gilt seit dem Sozialprotokoll nur mehr für einige spezifische The-
men.20

Im Kontext der gängigen Entscheidungsverfahren auf Unionsebene völlig neuartig wa-
ren jene Muster, die für die Beteiligung von Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen21

vorgesehen wurden. Im Zuge einer nunmehr formalisierten Anhörung der Sozialpartner vor
der Unterbreitung von Vorschlägen im Sozialbereich durch die Kommission können diese
mitteilen, dass sie in Kollektivverhandlungen eintreten wollen. In diesem Fall unterbricht
die Kommission den normalen Rechtsetzungsprozess.22 Kommt es zu einer Vereinbarung
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite, so kann diese (auf Antrag der Unterzeichner)
durch einen Beschluss des Rates auf Antrag der Kommission als verbindliches EG-Recht im-
plementiert werden. Folgt man der klassischen Definition von Philippe Schmitter (1981:
295),23 so wurde mit diesen Bestimmungen ein korporatistisches Entscheidungsmuster ver-
ankert, nach dem die maßgeblichen Interessengruppen mitverantwortliche Partner in der
europäischen Politikgestaltung sind.24

Vor dem oben ausgeführten Hintergrund waren die Erwartungen diverser akademischer
und wissenschaftlicher Beobachter in Bezug auf die praktische Verwirklichung der Maas-
trichter Neuerungen in der konkreten EG-Sozialpolitik nahe liegender Weise eher skeptisch
(vgl. etwa Keller 1993 und 1997; Lange 1993; Falkner 1993a; Streeck z.B. 1994 und 1995a;
Pierson/Leibfried 1995a; Traxler/Schmitter 1995a,b). Nichtsdestotrotz kam es mittlerweile
tatsächlich zu mehreren Kollektivabkommen, die in der Folge vom Ministerrat in Form von
EG-Richtlinien verbindlich gemacht wurden. Auf intersektoraler Ebene wurden solcherma-
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20 Für Fragen der sozialen Sicherheit und des sozialen Schutzes der ArbeitnehmerInnen, für den Schutz
der ArbeitnehmerInnen bei Beendigung des Arbeitsvertrages, die Vertretung und kollektive Wahrneh-
mung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen einschließlich der Mitbestimmung, die Beschäfti-
gungsbedingungen der Staatsangehörigen dritter Länder und für finanzielle Beiträge zur Förderung der
Beschäftigung und zur Schaffung von Arbeitsplätzen (Artikel 2 Absatz 3 Sozialabkommen, jetzt Artikel
137 Absatz 3 EGV). Überhaupt von der Geltung des Artikel 2 des Abkommens der Elf ausgeschlossen
wurden übrigens Maßnahmen hinsichtlich des Arbeitsentgelts, des Koalitionsrechts, des Streikrechts
sowie des Aussperrungsrechts (vgl. jetzt Artikel 137 Absatz 6 EGV). Sie können daher nur auf Grundla-
ge anderer Vertragsbestimmungen einer EG-Regelung zugeführt werden (Bercusson 1995: 178).

21 In der deutschen Fassung des Vertrages ist hier von „den Sozialpartnern“ die Rede, in der englischen
Fassung von „management and labour“ (vgl. Art. 3 und 4 Sozialabkommen, jetzt Artikel 137 und 138
EGV).

22 Für neun Monate; die Kommission und die Sozialpartner können jedoch gemeinsam eine Verlänge-
rung beschließen (Artikel 3 Absatz 4 Sozialabkommen, jetzt Artikel 137 und 138 EGV).

23 „... a mode of policy formation in which formally designated interest associations are incorporated with-
in the process of authoritative decision-making and implementation. As such they are officially recogni-
sed by the state not merely as interest intermediaries but as co-responsible ,partners’ in governance and
social guidance“ (Schmitter 1981: 295).

24 Um dieses Phänomen vom sektorübergreifenden „Korporatismus“ der 1970er Jahre abzugrenzen und
auf die großen politikfeldspezifischen Unterschiede in der europäischen Entscheidungsfindung hinzu-
weisen, sollte heute besser von einer „korporatistischen Politikfeldgemeinschaft“ (corporatist policy
community) gesprochen werden (Falkner 1998).



ßen Vorschriften zum Elternurlaub, zur Teilzeitarbeit und zu befristeten Arbeitsverhältnis-
sen beschlossen, auf sektoraler Ebene wurden auf diesem Weg Regeln über die Arbeitszeit
für Seeleute verabschiedet. Darüber hinaus wurden von den einschlägigen EU-weiten So-
zialpartnerverbänden weitere Abkommen, etwa über die Arbeitszeit im Eisenbahnsektor so-
wie in der zivilen Luftfahrt, geschlossen. All dies sind regulative Projekte, die zuvor über vie-
le Jahre lang im Rat blockiert gewesen waren.

Auch die seit Maastricht bestehende Möglichkeit zur Verabschiedung sozialpolitischer
Richtlinien in Mehrheitsabstimmungen fand in der politischen Praxis Niederschlag.25 Sogar
schon vor dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages (im November 1993) führe die Ver-
einbarung unten den damals elf Mitgliedstaaten außer Großbritannien dazu, dass seither
praktisch alle Maßnahmen der EG-Sozialpolitik nicht einstimmig26 beschlossen wurden.27

Das Ende der Politikverflechtungsfalle in diesem Bereich (durch die Einführung von Mehr-
heitsvoten für weite Bereiche der EG-Sozialpolitik, besonders für die in der Praxis der
EG-Sozialpolitik so bedeutsamen Arbeitsbedingungen) wurde in der Folge durch den Am-
sterdamer Vertrag (in Kraft seit Mai 1999), der die Regeln des Sozialabkommens auf alle
Mitgliedstaaten ausdehnte, nur mehr bestätigt.

Dies bedeutet noch keineswegs, dass auch der output der EG-Sozialpolitik optimal wäre
(vgl. dazu unten), oder dass keine harten Konflikte mehr zwischen den Delegationen ausge-
tragen würden. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre stellten aber weder das Einstimmig-
keitserfordernis noch die korporatistische Entscheidungslücke als quasi institutionelle Hür-
den auf Unionsebene das vorrangige Problem der EG-Sozialpolitik dar. Vielmehr schien die
Abwesenheit einer sowohl quantitativ als auch qualitativ weiter gehenden EG-Sozialpolitik
die präferierte Option sehr vieler EG-Regierungen zu sein. Während immer seltener von der
Kommission vorgeschlagene Projekte von einzelnen Delegationen entgegen den Wünschen
einer Mehrheit blockiert wurden, war seit dem Maastrichter Vertrag (zumindest auf Ebene
der EG-Institutionen und bis zur Jahreswende 1999/2000) ein Mangel an sozialpolitischen
Visionen für die EU zu konstatieren. In dieser Zeit stand der ernsthaften Diskussion von in-
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25 Eine Analyse der Mechanismen, welche es der EG-Sozialpolitik im Detail ermöglichten, trotz der wenig
vielversprechenden Ausgangsbedingungen die „Fallen“ der Einstimmigkeit und der korporatistischen
Entscheidungslücke zu überwinden, hätte den Rahmen dieses Beitrags gesprengt (siehe aber Falkner
2000).

26 Es ist aber darauf hinzuweisen, dass die überwiegende Mehrzahl aller Ratsbeschlüsse ohne formelle Ab-
stimmung zustande kommt. Immerhin gibt es jedoch für die zentralen sozialpolitischen Richtlinien der
letzten Jahre (Arbeitszeit, Arbeitskräfteentsendung, jugendliche Arbeitskräfte, Europäische Betriebsrä-
te, schwangere Arbeitskräfte sowie für die schon unter dem Sozialprotokoll beschlossenen Maßnahmen
in Bezug auf Elternurlaub und Teilzeitarbeit) Belege dafür, dass eine bzw. mehrere Delegationen sich
entweder konkret dagegen aussprachen oder still „übergehen“ ließen, dass sie aber bei Bestehen eines
Einstimmigkeitserfordernisses mit sehr großer Wahrscheinlichkeit blockiert hätten (vgl. Falkner 1998:
69).

27 Kaum war die Tür für Mehrheitsentscheidungen prinzipiell geöffnet, vollzog die Praxis der EG-Sozial-
politik das Ende des Einstimmigkeitserfordernisses außerdem schon quasi im voraus. Das sogenannte
„Vertragsgrundlagenspiel“ (Treaty-base game, M. Rhodes 1995: 99) wurde ab diesem Zeitpunkt inten-
siv angewandt, und man zwang Großbritannien über eine extensive Interpretation der Bestimmung
über Sicherheit und Gesundheitsschutz der Arbeitskräfte (Artikel 118a EWGV, jetzt Artikel 138
EGV), die einzig innerhalb des Sozialkapitels Beschlussfassung mit qualifizierter Ratsmehrheit erlaub-
te, auch für den weiteren Bereich der Arbeitsbedingungen zu akzeptieren. Einer Klage des Vereinigten
Königreichs gegen die so beschlossene Arbeitszeitrichtlinie (93/104/EWG, ABl. 93/L 307/18) wurde
vom EuGH am 12 November 1996 im wesentlichen nicht stattgegeben (Rechtssache C-84/94).



novativen sozialpolitischen Projekten auf Unionsebene vor allem ein mainstream von
neo-liberalen und monetaristischen Wirtschaftsschulen einerseits und von national orien-
tiertem ,Subsidiaritätsdenken’ andererseits entgegen. Damit waren die primären Hindernis-
se für einen Ausbau der sozialen EG-Dimension eher ideelle denn institutionelle Aspekte.28

Bevor am Ende dieses Beitrags auf jüngste, innovative Entwicklungen eingegangen wird
(deren vollständige Ausformulierung auf Unionsebene sowie der praktische Umsetzung al-
lerdings noch ausstehen), sollen verschiedene Maßstäbe für den bestehenden acquis commu-
nautaire der EG-Sozialpolitik diskutiert werden.

5. Die soziale Dimension der europäischen Integration: Bewertungsmaßstäbe und Erfolg

Die Entscheidungsfähigkeit der EG in Fragen der Sozialpolitik wurde, wie oben ausgeführt,
in den 1990er Jahren signifikant verbessert. Im Sinne der letztlich praktisch relevanten Fra-
ge nach der Problemlösungskapazität der EG im Sozialbereich ist allerdings nicht nur rele-
vant, ob entschieden wird, sondern auch, welche Ziele sich die EG-Sozialpolitik überhaupt
steckt, was also problematisiert wird.29

Die Ansprüche akademischer wie politischer Beobachter bzw. Akteure in Hinblick auf
die einschlägige Rolle der EG waren und sind höchst unterschiedlich, wobei zumindest drei
Faktoren eine ausschlaggebende Rolle spielen: das grundlegende Verständnis einer adäqua-
ten Aufgabenteilung zwischen der nationalen und der supranationalen Ebene, die Position
in Hinblick auf Marktfreiheit versus politischer Steuerung, sowie ein engeres oder weiteres
Verständnis von Sozialpolitik (im Unterschied etwa zu Beschäftigungs- oder allgemeiner
Wirtschaftspolitik). Im Folgenden werden vier mögliche Beurteilungsmaßstäbe für den so-
zialpolitischen acquis der EG diskutiert. Sie sind aus der einschlägigen juristischen und so-
zialwissenschaftlichen Debatte bekannt, wurden aber in der Regel dort nur implizit heran-
gezogen und nicht ausführlich argumentiert. Da die Kriterienbildung den ,Leitmotiven’ der
breiten akademischen und öffentlichen Diskussion der 1980er und 90er Jahre folgt, kom-
men sowohl formale (Kommissionsvorlagen) als auch materielle Kriterien (z.B. Schließung
der durch das Binnenmarktprogramm bedingten arbeitsrechtlichen Lücken) vor.30 Die je-
weils formulierten Anforderungen sind unterschiedlich, wobei im Zeitverlauf die ver-
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28 Dies galt selbst für jene Einzelthemen, für die das Einstimmigkeitserfordernis weiter besteht. So waren
etwa im diesbezüglich wohl wichtigsten Bereich der sozialen Sicherheit kaum Blockaden zu verzeich-
nen, weil es schon an relevanten Projekten mangelte. Wenn Hindernisse weniger EG-institutionelle als
ideelle sind, so bedeutet dies natürlich nicht, daß sie deshalb schon leichter überwunden werden kön-
nen.

29 Davon wiederum zu trennen ist die Dimension der empirischen Zielerreichung, die in diesem Beitrag
nicht behandelt werden kann. Dazu ist nicht nur notwendig, daß erstens ein sozialpolitisches Pro-
gramm tatsächlich in Beschlüsse umgesetzt wird und daß die beschlossenen Maßnahmen zweitens die
wahrgenommenen Probleme tatsächlich zu lösen geeignet sind, sondern darüberhinaus auch noch, daß
drittens die praktische Umsetzung und Anwendung der Maßnahmen in den Mitgliedstaaten zufriede-
nstellend durchgeführt wird. Es geht dabei also um die ,Problemlösungsfähigkeit der Sozialpolitik im
Mehrebenensystem’, nicht mehr nur um jene der EG-Sozialpolitik im engeren Sinne.

30 Im Unterschied zu bekannten älteren Beiträgen zur EG-Sozialpolitik wurde die Unterscheidung sozial-
politischer EG-Aktivitäten nach der Form der EG-Intervention – also regulativ/distributiv/redistribu-
tiv (vgl. Majone 1993) bzw. auch positive/negative Integration (Scharpf z.B. 1997c und 1998b) – in
diesem Fall nicht als zentrales Kriterium gewählt.



gleichsweise weiterreichenden an Bedeutung zunahmen. Dies steht nicht zuletzt auch in
Zusammenhang damit, dass die ursprünglich engen sozialpolitischen Zielsetzungen der EG
mittlerweile ausgedehnt wurden und nunmehr etwa auch die Förderung der Beschäftigung,
angemessenen sozialen Schutz, die Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick
auf ein dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von Ausgrenzungen
umfassen (Artikel 136 EGV). Damit wurde – zumindest von der Vertragsgrundlage her –
sozialpolitische Gestaltung im weitesten Sinne ermöglicht. Im Vergleich dazu nimmt sich
die bislang fast ausschließlich praktizierte arbeitsrechts-zentrierte Ausrichtung der EG-So-
zialpolitik, die auch den ersten beiden Bewertungsmaßstäben zu Grunde liegt, umso enger
aus.

5.1 Die Behebung arbeitsrechtlicher Lücken

Im EG-Binnenmarkt stand die weiterhin nur nationale Geltung der einzelnen Arbeits-
rechtsordnungen plötzlich einem transnationalen Wirtschaftsraum gegenüber. Bedenken,
dass es zu einem durch die Liberalisierung direkt induzierten Abbau von Arbeitnehmerrech-
ten kommen könne, wurden vor allem von deutschen Arbeitsrechtsexperten und Gewerk-
schaftern geäußert (siehe vor allem Däubler 1989b: 150, 1989c: 66f., 1996: 154; und die
Beiträge in Breit 1988).

Das wichtigste Beispiel für einen solchen Fall war die Frage, welches Arbeitsrecht für in
andere EG-Länder entsandte Arbeitskräfte gelten solle. Entsendungen wurden ja durch die
praktische Verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit immer häufiger. Vor dem Hinter-
grund, dass etwa im Bausektor 50% der Kosten durch die Löhne entstehen, ergab sich für
Länder mit hohen Arbeitskosten, besonders für die Bundesrepublik, ein potenziell stark ver-
zerrender Effekt zu Gunsten von Anboten durch aus dem billigeren Ausland entsendende
Unternehmen (z.B. Däubler 1996: 155). Lange Zeit schien es, als könnten sich die Regie-
rungen im Ministerrat nicht auf eine einschlägige EG-rechtliche Maßnahme einigen. Aber
im Dezember 1996 kam es, fünfeinhalb Jahre nach dem entsprechenden Kommissionsvor-
schlag, schließlich doch zur Verabschiedung (RL 96/71/EG, ABl 97/L 18/1).

Wie Wolfgang Streeck ausführt, ist an der Entsenderichtlinie wegweisend, dass das Inter-
esse der Mitgliedstaaten an einer Stabilisierung ihrer jeweiligen nationalen Sozialordnungen
anerkannt und „der Schutz der nationalen Sozialpolitik vor dem Diktat des europäischen
Wettbewerbsrechts“ (1996: 14) sichergestellt wurde. Allerdings müssen die Mitgliedstaaten
dabei nicht bestimmte materielle Standards einführen. Wie schon seit Jahrzehnten üblich in
Hinblick auf die Gleichbehandlung der Geschlechter und die Gleichstellung von Wander-
arbeitskräften in den einzelnen Sozialversichungssystemen, wird „nur“ die Nicht-Diskrimi-
nierung einer Personengruppe, hier konkret der aus anderen Mitgliedstaaten entsandten Ar-
beitskräfte, festgelegt. Trotzdem ist dies vor dem Hintergrund der langjährig berechtigten
Blockadebefürchtungen (siehe noch Däubler 1996: 154f.) als ein Beleg für Handlungskapa-
zität der EG anzusehen. Die Richtlinie wurde auf Grundlage des Kodezisions-Verfahrens
mit dem Europäischen Parlament (Artikel 189b EGV, jetzt Artikel 251 EGV) mehrheitlich
verabschiedet und verpflichtet die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass zentrale Arbeitsbe-
dingungen und der Lohn entsandter Arbeitskräfte nach dem Arbeitsrecht des Arbeitsortes
gewährt werden.31
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31 Besonders Großbritannien, Portugal, Griechenland und Dänemark hatten sich lange Zeit gegen das



Ein ähnlicher Fall ist die Richtlinie über europäische Betriebsräte in grenzüberschreitend
tätigen Konzernen (RL 94/45/EWG, ABl. 94/L 254/64). Weil im Zuge der wegfallenden
Marktgrenzen (v.a. auch für Kapital) stetig mehr Firmen zu „Multinationalen“ wurden,
blieb die in nationalen Gesetzen geregelte Arbeitnehmermitbestimmung immer öfter prak-
tisch wirkungslos: die maßgeblichen Entscheidungen wurden im Ausland in der Konzern-
zentrale getroffen, für welche die nationalen Regeln nicht galten. Deshalb schien eine
EG-weite Betriebsräteregelung notwendig, um zur Arbeitnehmerinformation und -konsul-
tation im Binnenmarkt sicherzustellen.32 Trotz berechtigter Kritikpunkte an spezifischen
Details der Richtlinie (vgl. v.a. Streeck 1997) war ihr Zustandekommen ein für viele überra-
schendes Zeichen für die Entscheidungskraft der post-Maastricht-EG auch in sozialpoliti-
schen Belangen. Die Verabschiedung erfolgte im Kooperationsverfahren (das qualifizierte
Mehrheit erlaubt) unter den Bestimmungen des sozialpolitischen Abkommens der Mit-
gliedstaaten außer Großbritannien.33

Folgen wir also dem (vor allem in juristischen Kreisen sozusagen als ,Minimalanforde-
rung’ an eine ,soziale Dimension’ der EG diskutierten) Kriterium, dass die EG-Sozialpolitik
zumindest jene unmittelbaren Arbeitsrechtsprobleme lösen muss, die sich aus dem Binnen-
marktprogramm ergaben, so ist festzustellen, dass sich entgegen häufigen Befürchtungen
die Handlungskapazität der EG eher größer denn erwartet darstellt.34

5.2 Kommissionsvorschläge versus verabschiedete Rechtsakte

Ein etwas größere Anforderungen stellender Beurteilungsmaßstab für Erfolg oder Misser-
folg der sozialen Dimension der EG ist der Vergleich zwischen den vorgeschlagenen und den
tatsächlich vom Rat35 verabschiedeten Bestimmungen. Diese Variante setzt im Unterschied
zu den anderen an einem formalen Kriterium an. Ein großes Differenzial zwischen Kommis-
sionsvorschlägen und Ratsbeschlüssen würde auf einen Reformstau hindeuten, also auf eine
empirische Entscheidungslücke in der Praxis der EG-Sozialpolitik. Ein Charakteristikum
dieses Maßstabes ist, dass der Europäischen Kommission ein entscheidender Stellenwert im
Sinne von Definitionsmacht eingeräumt wird. Ihrem Ermessen obliegt es ja, ob ein sozialpo-
litisches Vorhaben als inhaltlich sinnvoll und politisch opportun eingestuft wird. Nur in
diesem Falle wird sie es auf die offizielle Agenda der EG-Sozialpolitik setzen und eine Blo-
ckade vor dem kritischen Blick der Öffentlichkeit riskieren. Was aber von der Kommission
nicht auf die politische Tagesordnung gesetzt wird, bleibt in Hinblick auf die Problemlö-
sungsfähigkeit der EG-Sozialpolitik hier außer Betracht.
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Vorhaben ausgesprochen (Agence Europe, 29.3.1996: 9), zuletzt dürften nach Informationen aus „ge-
wöhnlich wohlinformierten Kreisen“ Großbritannien und Portugal dagegen gestimmt haben.

32 Obwohl dabei die Arbeitnehmer-Mitbestimmung im engeren Sinne nicht berührt wird, waren die eu-
ropäischen Betriebsräte von Gewerkschaftsseite als besonders vordringliches Anliegen bezeichnet wor-
den, weil sie einen organisatorischen Unterbau für die grenzüberschreitende Kooperation der Arbeit-
nehmervertretungen auf Unternehmensebene darstellen.

33 Zur Vorgeschichte siehe z.B. Falkner (1996).
34 Als gesellschaftsrechtliche Maßnahme mit Bezug zu Arbeitnehmerrechten, wo noch keine Einigung auf

EG-Ebene gelungen ist, bleibt die Arbeitnehmermitbestimmung in der „Europäischen Aktiengesell-
schaft“ zu nennen. Diese wurde, gerade wegen der offenen Mitbestimmungsfrage, noch nicht einge-
richtet. Das Problem ist, dass es hier um grundlegende Systemunterschiede in der Arbeitnehmerbeteili-
gung geht und die Grundpositionen selbst innerhalb der Gewerkschaften unvereinbar scheinen, weil
der Export des weitestgehenden deutschen Modells umstritten ist.

35 Teils in Zusammenarbeit mit dem EP.



Auch an diesem Maßstab gemessen zeigt sich die EG handlungsfähiger als vielfach noch
bis vor kurzem erwartet wurde. Mittlerweile sind alle damals neuen Vorschläge des sozialpo-
litischen Aktionsprogramms zur Umsetzung der Sozialcharta aus 1989 verabschiedet (für ei-
nen Überblick siehe Falkner 1998: 69), und auch die zuvor langfristig blockierten älteren
Vorschläge aus dem Aktionsprogramm 1974 sind – soweit sie je konkret vorgelegt wurden –
bis auf sehr wenige Detailaspekte36 beschlossene Sache. Selbst in der so kontroversiellen Fra-
ge der Beweislastumkehr in Fällen geschlechtsspezifischer Diskriminierung wurde ein ge-
meinsamer Nenner gefunden.

Zu betonen ist, dass die beschlossenen Maßnahmen über die Schließung der oben be-
sprochenen Rechtslücken weit hinausgehen. Vielmehr wurde auch eine Anzahl sozialpoliti-
scher Mindeststandards zu (meist arbeitsrechtlichen) Detailfragen beschlossen. Dabei spiel-
te eine direkte Betroffenheit durch die Wirtschaftsintegration keine Rolle: es wurden auch
Standards Gegenstand von EG-Regulierung, die nur national aktive Firmen ebenso betref-
fen wie grenzüberschreitend tätige. So hat etwa das Ausmaß des Elternurlaubs per se nichts
mit dem europäischen Binnenmarkt zu tun – außer, dass es zu den gesamten Arbeitskosten
in jedem Land beitragen kann, und diese wiederum in einem Binnenmarkt noch stärker
wettbewerbsrelevant werden.37 Die Arbeitskosten setzen sich jedoch aus vielfältigen Einzel-
posten zusammen (direkte Lohnkosten pro Stunde, Arbeitszeit, Sozialversicherungsbeiträge
etc.), von denen von der EG wiederum bei weitem nicht alle angeglichen wurden.38 Diese
EG-weiten sozialen Mindeststandards im Arbeitsrecht sind also eher als ein eigenständiges
Interventionsziel der EG denn als direkt marktbedingte Maßnahmen zu sehen. Insofern hat
sich in den vergangenen Jahren die EG-Sozialpolitik doch beträchtlich weiter entwickelt, als
noch Ende der 1980er Jahre zu erwarten stand. Damals wurde zwar die so genannte
„EG-Sozialcharta über soziale Grundrechte der Arbeitnehmer“ von elf Staats- und Regie-
rungschefs beschlossen. Weil Großbritannien aber abseits blieb, stellte dieser feierliche, aber
unverbindliche Akt streng genommen nicht einmal EG-Recht dar, und die Verwirklichung
der im Aktionsprogramm der Kommission vorgesehenen EG-Richtlinien war vielfach be-
zweifelt worden.

Der Maßstab der abgeschlossenen Rechtsetzungsverfahren hat allerdings zwei „blinde
Flecken“. Erstens wird nichts über die Qualität des beschlossenen EG-Sozialrechts ausge-
sagt. Die Problemlösungskapazität wird ja nach einem formalen Kriterium beurteilt. Ob
also tatsächlich Probleme gelöst wurden, bleibt als inhaltliche Frage offen. Allerdings ist in
vielen Bereichen die tatsächliche Wirkung auf die soziale Lage in den Mitgliedstaaten nicht
nur von den EG-Richtlinien abhängig (für ungelöste Probleme ist diese daher nicht unbe-
dingt bzw. nicht allein verantwortlich zu machen). Im vergangenen Jahrzehnt wurden auch
in der EG-Sozialpolitik innovative regulative Muster eingeführt, die „autonomieschonend
und gemeinschaftsverträglich“ (Scharpf 1994) scheinen. Wesentlich ist dabei, dass einer-
seits nur Mindestvorschriften gemacht werden, während die Mitgliedstaaten weiterhin
strengere Normen aufrechterhalten und einführen können. Darüber hinaus werden EG-
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zu nennen.
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Unternehmen die Auslagerung ihrer Tätigkeiten in andere Länder erleichtern.

38 Die Löhne selbst sind bis heute von einer Beschlussfassung im Rahmen der Sozialvorschriften des EGV
überhaupt ausgenommen.



weit nur Rahmenbestimmungen beschlossen, die von den einzelnen Ländern spezifiziert
werden. Die dabei praktizierte Subsidiarität ist eine doppelte, nämlich regionale und funk-
tionale: die Einbeziehung der Sozialpartner wird auf allen Ebenen nicht nur zugelassen, son-
dern sogar angeregt (vgl. z.B. Falkner 1996).

Während Detailstudien zur praktischen Umsetzung noch ausstehen, wurde dieser neue
Gesetzgebungsstil in der Literatur auf abstrakter Ebene unterschiedlich beurteilt. Positiv
kann hervorgehoben werden, dass solchermaßen gesellschaftliche Akteure zur Selbstregulie-
rung und kreativen Problemlösung auch auf unterster Ebene angeregt werden, dass es sich
quasi um eine Form des Regierens im Netzwerk handelt (vgl. Kohler-Koch 1996: 370). Auf
der anderen Seite scheint die Warnung berechtigt, dass solche Beschlüsse weniger eine Lö-
sung des regulativen Irrgartens der divergenten nationalen Sozialpolitiken in der EU brin-
gen (Rhodes 1995) denn einen sozial schädlichen Neo-Voluntarismus darstellen könnten
(Streeck 1995a). Letztendlich muss aber in detaillierten Vergleichsstudien quer durch das
Mehrebenensystem erhoben werden, ob der neue „policy style“ im Endergebnis nicht nur
autonomieschonend und gemeinschaftsverträglich, sondern auch sozialverträglich ist.39

Zweitens ist am Maßstab der Kommissionsvorschläge verglichen mit dem output des Mi-
nisterrates auch problematisch, dass er für die Zukunft weniger praktikabel scheint als in der
Vergangenheit. Die Kommission verfolgt seit einigen Jahren eine äußerst zurückhaltende
Politik beim Vorschlag neuer sozialpolitischer Maßnahmen. So enthielten die sozialpoliti-
schen Aktionsprogramme für die Phasen 1995–1997 und 1998–2000 kaum neue gesetzge-
berische Initiativen, was vielfach kritisiert wurde (z.B. Visser 1997: 12; Ross 1997: 14). Viel-
mehr lag die Betonung (neben dem Abschluss älterer Vorhaben) auf verbesserter Umset-
zung und Anwendung sowie auf Aktualisierung und Erneuerung von bestehenden Vor-
schriften (KOM[98] 259: 5).

5.3 Europäisierung, um EG-induzierten Sozialabbau der Mitgliedstaaten
zu vermeiden

Soziale Problemstellungen können aus dem Binnenmarktprogramm auch weit über Lücken
im arbeitsrechtlichen Bereich hinaus entstehen. Sie sind allerdings viel schwieriger abzuse-
hen und einzuschätzen als letztere (Platzer 1996: 30). So haben die durch das Binnenmarkt-
programm stark beschleunigten ökonomischen Umstrukturierungsprozesse wohl größere
Friktionen am Arbeitsmarkt hervorgerufen, als ohne die so induzierte Welle von mergers and
acquisitions entstanden wären. Und die relativ kurzfristige Sanierung der Staatshaushalte
unter dem Diktat der Maastrichter Konvergenzkriterien für die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion hat die Mitgliedstaaten zwar nicht rechtlich gezwungen im Sozialbereich Kür-
zungen vorzunehmen, es ihnen aber politisch nahe gelegt.

Doch sind Kürzungen etwa im Gesundheitswesen oder Personaleinsparungen im öffent-
lichen Dienst „Probleme“, anhand derer die Problemlösungskapazität der EU gemessen
werden sollte? Zumindest im dominanten politischen Diskurs wurden die diversen nationa-
len Sparpakete eher als Teile von Problemlösungen angesehen. Die Eindämmung der Haus-
haltsdefizite wurde in den vergangenen Jahren als das politisch-ökonomische Hauptpro-
blem der EU-Mitgliedstaaten betrachtet. Obwohl vereinzelt in politischen Protestveranstal-
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tungen gegen Sparpakete die EU-Politik für diverse Kürzungen (mit)verantwortlich ge-
macht wurde, waren kaum Rufe nach einer Problemlösung durch die Union zu hören. Dies
hat wohl nicht zuletzt damit zu tun, dass es hier letztlich auch um Wertentscheidungen ein-
zelner Staaten/Regierungen geht, bei welchen Budgetposten mit Kürzungen angesetzt wer-
den soll, und dass eine Intervention „von oben“ hier aus diesem Grunde nicht unbedingt ad-
äquat scheint.40

Anders ist dies allerdings dann, wenn Dumpingaspekte ins Spiel kommen. Zwar bestehen
trotz Binnenmarkt und WWU weiterhin nicht zu unterschätzende nationale Spielräume
auch im Sozialbereich (für unterschiedliche Dynamiken je nach spezifischer Interventions-
form vgl. Scharpf 1997a,b,c und 1998a). Aber: Im verschärften Wettbewerb im EG-Bin-
nenmarkt (innerhalb dessen die EG-Länder ja den ganz überwiegenden Teil ihrer Exporte
abwickeln) zahlen sich überdurchschnittliche Kürzungen im Sozialbereich als Entlastung
der Arbeitgeber jedenfalls in Form erhöhter Wettbewerbsfähigkeit aus (Busch 1997: 9). An-
gesichts dessen wurden von belgischen bzw. deutschen Wissenschaftern zwei verschiedene
Modelle vorgeschlagen, um durch eine sozialpolitische Koordinierung eine „Abwertungs-
spirale“ zwischen den heute zu „Wettbewerbsstaaten“ (Streeck 1996) mutierten Mitglieds-
ländern zu unterbinden.

Das ältere Modell der „Sozialschlange“ (Dispersyn und Van der Vorst 1990) sieht für
jede soziale Leistung die Festlegung eines mittleren EU-Niveaus vor. Binnen eines bestimm-
ten Zeitraums sollen die Länder, deren Ausgaben von diesem Wert nach unten abweichen,
diese erhöhen, während die nach oben abweichenden Staaten stillstehen sollen (bzw. bei ei-
ner Anhebung über einen Transfermechanismus eine vergleichbare Erhöhung in den Part-
nerländern finanzieren müssen). Wie Klaus Busch (1998: 23) unterstreicht, lässt dies nicht
nur großen politischen Widerstand erwarten, sondern eröffnet unter Umständen auch die
Möglichkeit, dass Staaten mit Abweichungen nach unten ihre Standards bewusst langsam
anheben, um Transfers zu erhalten. Deshalb entwickelte Busch in Zusammenarbeit mit ei-
ner Kommission beim SPD-Bundesvorstand einen verbesserten Vorschlag. Dieses „Korri-
dormodell“ baut darauf auf, dass in den EU-Staaten eine starke Korrelation zwischen öko-
nomischem Entwicklungsniveau und Sozialleistungsquote besteht (vgl. auch Scharpf
1998b: 47f.). Es wird daher empfohlen, in einem „sozialen Stabilitätspakt“ offiziell auf
Unionsebene zu beschließen, an diesem engen Zusammenhang auch in der WWU festzu-
halten. In drei bis vier einander stark ähnlichen Staatengruppen sollen dann jeweils Band-
beiten (Korridore) für die Sozialleistungsquoten festgelegt werden, um Dumping zu verhin-
dern (bei der Verteilung der Ausgaben auf einzelne Sozialleistungen hätten nach diesem
Modell weiterhin die einzelnen Mitgliedstaaten freie Wahl). Zentral ist, dass zwar weiterhin
unterschiedliche Finanzierungsstrukturen der Sozialsysteme bestehen bleiben könnten,
dass aber ein fixer Anteil der Arbeitgeberbeiträge zu den Finanzierungskosten der Sozialsys-
teme festgelegt werden sollte (Busch 1998: 22 nennt 50%) um sicherzustellen, dass die ein-
schlägige Kostenbelastung der Unternehmen im Binnenmarkt vergleichbar ist.
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siert werden sollten.



Es kann hier nicht auf die Details der vorgeschlagenen Modelle eingegangen werden, die
zumindest auf den ersten Blick autonomieschonend, gemeinschafts- und sozialverträglich
scheinen. Zentral in unserem Zusammenhang ist jedoch die Feststellung, dass die Problem-
lösungskapazität der Union beträchtlich nachhinkt, wenn ein Ausgleich all jener Dumping-
tendenzen gefordert wird, welche vom Binnenmarkt und der WWU in Gang gesetzt wur-
den bzw. werden könnten. Modelle wie die oben kurz beschriebenen sind bislang noch Ge-
genstand fast ausschließlich akademischer Auseinandersetzungen geblieben.

5.4 Gestaltend-reformerische Sozialpolitik (im weitesten Sinne)
auf europäischer Ebene

Eine Unterbindung von Sozialdumping in einzelnen Ländern entspricht jedoch in gewis-
sem Sinne erst der Erhaltung des Status quo ante vor der Marktöffnung. Darüber hinaus
wäre aber auch aktiv sozialreformerische Intervention denkbar, welche genuin supranatio-
nale Handlungsspielräume und Problemlösungspotenziale, etwa in den Bereichen Umver-
teilung und Arbeitsplatzschaffung, offensiv nützen könnte.

Angesichts des undifferenzierten Schlagwortes der „Globalisierung“ wird häufig überse-
hen, dass rund die Hälfte des Welthandels innerhalb der großen Blöcke stattfindet (z.B. Ti-
chy 1998a: 50 mit Daten und weiteren Nachweisen). Dies gilt in besonderem Ausmaß für
die EU, wo der Anteil des Binnenhandels am gesamten Außenhandel zwischen Anfang der
1960er und Mitte der 1980er Jahre von nur 38% auf 80% anstieg (Tichy 1998a: 51). Auch
bei den gesamten Waren-, Dienstleistungs- und Direktinvestitionsströmen wickeln die
EU-Länder mittlerweile den ganz überwiegenden Großteil untereinander ab. Die EU als
Wirtschaftseinheit ist also keine kleine offene Wirtschaft (wie es die einzelnen Mitgliedstaa-
ten sind), sondern „eine große, weitgehend geschlossene: Ihre Außenwirtschaftsquote be-
trägt nicht 50% wie die der Einzelstaaten, sondern bloß 10%“ (Tichy 1998b: 231; vgl. auch
Busch 1998: 25).

Wenngleich die negative Wirkung besonders der Kapitalmarktliberalisierung auf die
Handlungsfähigkeit staatlicher Gebilde in den 1990er Jahren hier nicht unterschätzt wer-
den soll, ist dies doch als ein deutlicher Indikator dafür zu betrachten, dass auf europäischer
Ebene im Prinzip auch produktionskostenerhöhende Sozialstandards reguliert und im glo-
balen Wettbewerb verteidigt werden könnten (Busch 1998: 25). In gewissem Masse könnte
so wohl auch der Tendenz gegengesteuert werden, dass die Kapitaleinkommen immer mehr
entlastet und die Arbeitseinkommen stärker belastet werden (z.B. Scharpf 1997a: 26). Es
gibt Überlegungen dahingehend, dass selbst zusätzliche Staatsausgaben überwiegend in der
Region bleiben würden und sich über Multiplikatorwirkungen weitgehend selbst finanzie-
ren könnten (Tichy 1998b: 231). Europäisch-gesamtwirtschaftlich betrachtet wurde auch
eine restriktive Lohnpolitik, die in den einzelnen Mitgliedstaaten unter den Bedingungen
der WWU ökonomisch durchaus rational scheinen mag (vgl. auch Busch 1993, 1994), als
nicht zielführend bezeichnet: die restriktive Wirkung über den Kaufkraftschwund der
Haushalte wird als groß eingeschätzt, während bei expansiver Lohnpolitik aber nur wenig
über „Auslandsnachfrage“ abfließen würde (Tichy 1998b: 232). Wenngleich fraglos ist, dass
die geeigneten institutionellen Vorgaben dafür noch nicht bestehen (Tichy 1998b: 233;
Scharpf 1998a: Fn. 19), wurden also diskussionswürdige Argumente dahingehend präsen-
tiert, dass selbst eine Art von „Euro-Keynesianismus“ ökonomisch sinnvoll durchführbar
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sein könnte, die durch offene Grenzen auf nationaler Ebene praktisch verunmöglicht wur-
de.

Jegliche Detailargumentation erübrigt sich aber an dieser Stelle schon deshalb, weil die
Beurteilung der Leistung der EU nach diesem Kriterium – dem inhaltlich weitreichendsten
der hier diskutierten – ganz offensichtlich negativ ist. Wieder ist zu betonen, dass es schon an
einer intensiven Diskussion über diese und ähnliche Optionen auf Unionsebene mangelt,
nicht nur an politischem output.

6. Ausblick: Eine neue Rolle für die EG-Sozialpolitik im 21. Jahrhundert?

Wie oben ausgeführt wurde, haben die institionellen Reformen des Maastrichter und des
Amsterdamer Vertrags die (eng definierte) Beschlusskraft der EG in der „sozialen Dimen-
sion“ in den 1990er Jahren beträchtlich verbessert. Im Unterschied zur von Politikverflech-
tungsfalle und korporatistischer Entscheidungslücke geprägten Vor-Maastricht-Situation
sind heute sowohl sozialpolitische Mehrheitsentscheidungen als auch die Einbeziehung der
zentralen Interessenverbände der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite in die Gestaltung eu-
ropäischer Sozialpolitik gängige Praxis.

Gemessen an vergleichsweise engen, arbeitsrechts-zentrierten Standards stellt sich infol-
ge dessen die EG-Sozialpolitik mittlerweile relativ erfolgreich dar: Wesentlichen, unmittel-
bar durch das Binnenmarktprogramm geschaffenen arbeitsrechtlichen Problemstellungen
wurde nach jahrelangen Verhandlungen letztendlich gemeinschaftlich begegnet. Auch ge-
messen an den offiziell dem Rat übermittelten Kommissionsvorschlägen ist der output der
sozialen Dimension heute weitaus zufrieden stellender, als noch Anfang der 1990er Jahre
unter den Bedingungen der Politikverflechtungsfalle zu erwarten stand. Demgegenüber ist
allerdings festzustellen, dass die EG keine maßgeblichen Schritte gesetzt hat, um den lau-
fend (und nicht zuletzt durch die EG-Liberalisierungen im Binnenmarktprogramm) erhöh-
ten Druck auf die sozialen Standards in den Mitgliedstaaten auszugleichen und damit einem
kompetitiven Abbau sozialer Standards vorzubeugen. Ein noch stärkeres Defizit ist zu kon-
statieren, wenn als Kriterium für die Beurteilung der sozialen Dimension der europäischen
Integration die Forderung erhoben wird, dass die heute höchstens noch auf europäischer
Ebene gegebenen Gestaltungspotenziale gegenüber (welt-)wirtschaftlichen Wettbewerbs-
„Zwängen“ sozialgestaltend genützt werden sollten, etwa um durch expansive Fiskalpolitik
gezielt Wachstum und Beschäftigung zu fördern oder um der laufenden Umverteilung zu
Gunsten der (v.a. Finanz-)Kapitaleigentümer gegenzusteuern.

Am Horizont zeichnet sich jedoch mittlerweile eine ganz neue Rolle für die EG-Sozial-
politik ab: jene eines Motors und zugleich eines Korsetts im Zuge der Umgestaltung der na-
tionalen Sozial-, Beschäftigungs- und Bildungssysteme. Die Grundzüge für diese neue
Funktion der EG wurden im Bereich der Beschäftigungspolitik entwickelt, wo in der Folge
des Europäischen Rats von Essen (1994) sukzessive ein Koordinations- und Monitoring-
system eingerichtet und schließlich im Amsterdamer Vertrag primärrechtlich verankert
wurde. Es geht dabei nicht um die ,Vergemeinschaftung’ dieses Politikfeldes im Sinne einer
Verschiebung von legislativen Kompetenzen auf die Unionsebene, sondern um die Auslö-
sung und Förderung von dezentralen Reformprozessen. Auf EG-Ebene werden jährliche
Leitlinien beschlossen, deren Umsetzung im Detail der nationalen Ebene überlassen wird.
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Allerdings müssen von allen Mitgliedstaaten regelmässige Berichte vorgelegt und von Kom-
mission und Rat begutachtet werden, sodass peer pressure als disziplinierender Faktor zum
Einsatz kommt und zur Entblockierung nationaler Reformprozesse beitragen soll.

Angesichts dessen, dass die aktuelle Situation der einzelnen europäischen Wohlfahrts-
staaten heute bei gestiegenem Reformbedarf (aus internen wie externen Gründen) oftmals
durch politische Reformunfähigkeit geprägt ist, wird dieses Modell zunehmend auch für an-
dere Bereiche als viel versprechend betrachtet. So fasste der Europäische Rat von Lissabon
im Dezember 1999 ähnliche Vorgangsweisen auch für die Bereiche Sozialversicherung,
Kampf gegen die Ausgrenzung sowie Bildung ins Auge. Ziel ist „a new open method of coor-
dination at all levels, coupled with a stronger guiding and coordinating role for the European
Council to ensure more coherent strategic direction and effective monitoring of progress“
(Konklusionen der Präsidentschaft, Punkt 7). Vorerst sollen eingehende Berichte der Kom-
mission und einer hochrangigen Arbeitsgruppe zur sozialen Sicherheit zur Lage in den ein-
zelnen Bereichen erarbeitet werden, die auch quantitative und qualitative Indikatoren sowie
benchmarks enthalten sollen. In der Folge könnte es wieder zu weit gefassten EG-Vorgaben,
zu nationalen Aktionsplänen und zum Austausch von Informationen und best practice kom-
men.

Der Erfolg dieser neuen (im Vergleich zu den beiden im Abschnitt V letztgenannten
Maßstäben für die EG-Sozialpolitik minimalistischen) Strategie ist zum gegenwärtigen
Zeitpunkt nicht abzusehen. Selbst im Beschäftigungsbereich ist noch offen, ob es erstens zu
mehr als kosmetischen Anpassungen kommt und ob diese zweitens tatsächlich zu einer Sen-
kung der Arbeitslosigkeit führen. Jedenfalls garantiert diese neue Form voluntaristischer
EG-Sozialpolitik (Streeck 1995a) schon vom Ansatz her kein gemeinschaftliches Gegenge-
wicht zu den Kräften des Wettbewerbs, mit denen die einzelnen Länder konfrontiert sind.
Sie könnte daher letztlich zwar den – auf nationaler Ebene exekutierten – Umbau von den
traditionellen schutzorientierten Sozialsystemen hin zu einem angebotsseitigem Egalitaris-
mus beschleunigen helfen (siehe dazu im Detail Streeck 1999), ohne aber die früher national
gegebene Möglichkeit zu partiellem Schutz vor den Marktmechanismen bzw. zu deren Kor-
rektur über solidarische Systeme auf europäischer Ebene abzusichern.
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